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AGB gültig ab 01.01.2017 

1. Geltungsbereich 

(1) Leistungen sowie rechtgeschäftliche Hand-
lungen mit Unternehmern im gesamten Ge-
schäftsverkehr der MSG erfolgen ausschließ-
lich zu den nachstehenden Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen in der zum Zeitpunkt des 
Vertragsschlusses jeweils geltenden Fassung 
und gelten als Vertragsbestandteil, soweit nicht 
in einer Individualvereinbarung zwischen der 
MSG und des Auftraggebers schriftlich etwas 
anderes vereinbart ist. Sie gelten in der jeweils 
gültigen Fassung zugleich für alle künftigen Ge-
schäftsbeziehungen, auch wenn sie nicht noch-
mals ausdrücklich vereinbart worden sind. Ab-
weichende oder ergänzende Geschäftsbedin-
gungen werden nicht anerkannt, sofern nicht 
die MSG diesen ausdrücklich zugestimmt hat. 

(2) Diese Geschäftsbedingungen gelten aus-
schließlich gegenüber Kaufleuten.  

(3) Gegenteiligen Hinweisen des Bestellers auf 
seine oder sonstige Geschäfts - bzw. Einkaufs-
bedingungen wird hiermit widersprochen, sie 
sind ausgeschlossen. Dies gilt nicht für den Fall, 
dass sie uns rechtzeitig zur Kenntnis gebracht 
und nicht den nachfolgenden Bestimmungen 
entgegenstehen. Spätestens mit der Entgegen-
nahme der Ware durch den Besteller oder des-
sen Erfüllungsgehilfen gelten diese Geschäfts-
bedingungen als akzeptiert. Der Inhalt etwaiger 
zwischen den Parteien geschlossener Einzel-
verträge bleibt von diesen Geschäftsbedingun-
gen unberührt. 

2. Umfang und Ausführung des Auftrages 

(1) Gegenstand des Auftrages ist die verein-
barte Leistung, nicht ein bestimmter wirtschaft-
licher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grunds-
ätzen ordnungsmäßiger Berufsausübung aus-
geführt. Die MSG ist berechtigt, sich zur Durch-
führung des Auftrages sachverständiger Perso-
nen zu bedienen. 

(2) Rechtsdienstleistungen sind nur insoweit 
Auftragsbestandteil, soweit sie als Nebenleis-
tung zum Berufs- oder Tätigkeitsbild des Einzel-
auftrages gehören und ausdrücklich vereinbart 
worden sind. Die Berücksichtigung ausländi-

schen Rechts bedarf - außer bei betriebswirt-
schaftlichen Prüfungen - der ausdrücklichen 
schriftlichen Vereinbarung. 

(3) Ändert sich die Rechtslage nach Abgabe der 
abschließenden gutachterlichen Äußerung oder 
einer abschließenden Beratung, so ist die MSG 
nicht verpflichtet, den Auftraggeber auf Ände-
rungen oder sich daraus ergebenden Folgerun-
gen hinzuweisen, es sei denn die Änderung war 
vorhersehbar. 

3. Bestellungen 

(1) Bestellungen sind nur dann für uns verbind-
lich, wenn sie von unserer für den Einkauf zu-
ständigen Abteilung bestätigt worden sind.  

(2) Jede Bestellung ist unter Angabe des Prei-
ses und der Lieferzeit innerhalb von einer Wo-
che nach Eingang zu bestätigen.  

(3) Die von der MSG genannten Liefertermine 
sind unverbindlich, es sei denn, sie sind aus-
drücklich als „verbindlicher Liefertermin” schrift-
lich bestätigt worden. 

4. Lieferung, Lieferfrist und Lieferverzug  

(1) Der Beginn der von der MSG angegebenen 
Lieferzeit setzt die rechtzeitige und ordnungs-
gemäße Erfüllung der Verpflichtungen des Be-
stellers voraus. Die Einrede des nicht erfüllten 
Vertrages bleibt vorbehalten. 

(2) Krieg, Streiks, Aussperrungen, Betriebs- 
und Verkehrsstörungen, Feuerschäden und be-
hördliche Verfügungen oder sonstige Fälle hö-
herer Gewalt, welche den Versand oder die Lie-
ferung der Ware behindern, entbinden die MSG 
für die Dauer der Störung von der Verpflichtung 
der Lieferung. 

(3) Ist die MSG mit der Lieferung in Verzug, hat 
der Besteller eine angemessene Nachfrist ver-
bunden mit einer Rücktritterklärung zu setzen. 
Nach fruchtlosem Ablauf dieser Nachfrist ist der 
Besteller berechtigt, vom Vertrag zurückzutre-
ten, wobei die MSG im diesem Fall nur für vor-
sätzlich oder grob fahrlässig von ihr verursachte 
Schäden haftet.  

(4) Sollte ein Fixgeschäft vereinbart worden 
sein, gilt Nr. 3 nicht. 
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(5) Kommt der Besteller in Annahmeverzug 
oder verletzt er schuldhaft sonstige Mitwir-
kungspflichten, so ist die MSG berechtigt, den 
der MSG insoweit entstehenden Schaden ein-
schließlich etwaiger Mehraufwendungen er-
setzt zu verlangen. Weitergehende Ansprüche 
bleiben vorbehalten. Sofern vorstehende Vo-
raussetzungen vorliegen, geht die Gefahr eines 
zufälligen Untergangs oder einer zufälligen Ver-
schlechterung der Kaufsache in dem Zeitpunkt 
auf den Besteller über, in dem dieser in An-
nahme- oder Schuldnerverzug geraten ist. 

(6) Wird Ware auf Wunsch des Bestellers an 
diesen versandt, so geht mit der Absendung an 
den Besteller, spätestens mit Verlassen des La-
gers die Gefahr des zufälligen Untergangs oder 
der zufälligen Verschlechterung der Ware auf 
den Besteller über. Dies gilt unabhängig davon, 
ob die Versendung der Ware vom Erfüllungsort 
erfolgt oder wer die Frachtkosten trägt. 

(7) Sofern der Besteller es wünscht, werden wir 
die Lieferung durch eine Transportversicherung 
(insbesondere bei Versand von Gefahrgut) ein-
decken; die daraus anfallenden Kosten trägt der 
Besteller. 

5. Unterbeauftragung von Dritten 

Die MSG ist berechtigt, die von diesem Vertrag 
erfassten Leistungen ganz oder teilweise durch 
Dritte ausführen zu lassen. 

6. Eigentumsvorbehalt  

(1) Die MSG behält sich das Eigentum an der 
gelieferten Sache bis zur vollständigen Zahlung 
sämtlicher Forderungen aus dem Liefervertrag 
vor. Dies gilt auch für alle zukünftigen Lieferun-
gen, auch wenn die MSG sich nicht stets aus-
drücklich hierauf beruft. Die MSG ist berechtigt, 
die Kaufsache zurückzunehmen, wenn der Be-
steller sich vertragswidrig verhält. 

(2) Der Besteller ist verpflichtet, solange das Ei-
gentum noch nicht auf ihn übergegangen ist, die 
Kaufsache pfleglich zu behandeln. Insbeson-
dere ist er verpflichtet, diese auf eigene Kosten 
gegen Diebstahl-, Feuer- und Wasserschäden 
ausreichend zum Neuwert zu versichern (Hin-
weis: nur zulässig bei Verkauf hochwertiger Gü-
ter). Müssen Wartungs- und Inspektionsarbei-
ten durchgeführt werden, hat der Besteller 

diese auf eigene Kosten rechtzeitig auszufüh-
ren. Solange das Eigentum noch nicht überge-
gangen ist, hat der Besteller die MSG unverzüg-
lich textlich zu benachrichtigen, wenn der gelie-
ferte Gegenstand gepfändet oder sonstigen 
Eingriffen Dritter ausgesetzt ist. Soweit der 
Dritte nicht in der Lage ist, der MSG die gericht-
lichen und außergerichtlichen Kosten einer 
Klage gemäß § 771 ZPO zu erstatten, haftet der 
Besteller für den der MSG entstandenen Aus-
fall.  

(3) Wird die vom Auftragnehmer gelieferte Ware 
vor der vollständigen Bezahlung des Kaufprei-
ses bestimmungsgemäß weiterveräußert oder 
aus einem anderen Rechtsgrund Dritten über-
geben, tritt der Auftraggeber schon hiermit dem 
Auftragnehmer alle aus der Weiterveräußerung 
der Vorbehaltsware gegen seine Abnehmer zu-
stehenden Ansprüche mit allen Nebenrechten 
ab. Bei bestimmungsgemäßer Verarbeitung, 
Verbindung oder Vermischung erfolgt die Abtre-
tung in Höhe des Rechnungswertes der dabei 
verwendeten Waren des Auftragnehmers. 

(4) Die MSG verpflichtet sich, die der MSG zu-
stehenden Sicherheiten auf Verlangen des Be-
stellers freizugeben, soweit ihr Wert die zu si-
chernden Forderungen um mehr als 20 % über-
steigt. 

(5) Der Eigentumsvorbehalt besteht im Zweifel 
solange fort, bis der Auftraggeber in jedem Ein-
zelfall nachweist, dass die Ware vollständig be-
zahlt ist. In dem Fall, dass die unter Eigentums-
vorbehalt des Auftragnehmers stehende Ware 
z. B. durch Pfändung von Dritten in Anspruch 
genommen wird oder Dritte Ansprüche auf die 
dem Auftragnehmer abgetretene Forderung 
geltend machen, ist der Auftraggeber verpflich-
tet, den Auftragnehmer davon unverzüglich in 
Kenntnis zu setzen und den Dritten über den Ei-
gentumsvorbehalt bzw. die Abtretung zu infor-
mieren. 

7. Aufklärungspflicht des Auftraggebers 

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass 
der MSG auch ohne deren besonderen Auffor-
derung alle für die Ausführung des Auftrages 
notwendigen Unterlagen rechtzeitig vorgelegt 
werden und ihr von allen Vorgängen und Um-
ständen Kenntnis gegeben wird, die für die Aus-
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führung des Auftrages von Bedeutung sein kön-
nen. Dies gilt auch für die Unterlagen, Vorgänge 
und Umstände, die erst während der Tätigkeit 
des MSG bekannt werden. 

(2) Auf Verlangen der MSG hat der Auftragge-
ber die Vollständigkeit der vorgelegten Unterla-
gen in einer schriftlichen Erklärung zu bestäti-
gen. 

8. Sicherung der Unabhängigkeit und Ab-
werbeverbot 

(1) Der Auftraggeber steht dafür ein, dass alles 
unterlassen wird, was die Unabhängigkeit der 
Mitarbeiter der MSG gefährden könnte. Dies gilt 
insbesondere für Angebote auf Anstellung und 
für Angebote, Aufträge auf eigene Rechnung zu 
übernehmen. 

(2) Es ist dem Auftraggeber untersagt, die durch 
die MSG eingesetzten Mitarbeiter für eigene 
oder fremde Zwecke abzuwerben oder Dritte 
zur Abwerbung anzustiften oder ihnen bei der 
Abwerbung behilflich zu sein. Für den Fall, dass 
ein Mitarbeiter durch Mitwirkung des Auftragge-
bers von der MSG abgeworben wurde, zahlt der 
Auftraggeber an die MSG einen pauschalen 
Schadensersatz in Höhe von 10.000 €. Dem 
Auftraggeber ist der Nachweis möglich, dass 
der MSG durch die Abwerbung kein oder ein ge-
ringerer Schaden entstanden ist. Ebenso ist der 
MSG der Nachweis möglich, dass durch die Ab-
werbung des Mitarbeiters ein höherer Schaden 
entstanden ist. 

9. Berichterstattung und mündliche Aus-
künfte 

Hat die MSG die Ergebnisse ihrer Tätigkeit auf-
tragsgemäß schriftlich darzustellen, so ist nur 
die schriftliche Darstellung maßgebend. Bei 
Gutachtenaufträgen wird der Bericht, soweit 
nichts anderes vereinbart ist, schriftlich erstat-
tet. Mündliche Erläuterungen und Auskünfte 
von Mitarbeitern der MSG außerhalb des erteil-
ten Einzelauftrages sind stets unverbindlich. 

10. Überlassene Unterlagen 

An allen in Zusammenhang mit der Auftragser-
teilung dem Besteller überlassenen Unterlagen, 
wie z. B. Kalkulationen, Zeichnungen etc., be-

hält sich die MSG ihre Eigentums- und Urheber-
rechte oder sonstige Schutzrechte vor. Diese 
Unterlagen dürfen Dritten nicht zugänglich ge-
macht werden, es sei denn, die MSG erteilen 
dazu dem Besteller ihre ausdrückliche textliche 
Zustimmung. Soweit die MSG das Angebot des 
Bestellers nicht innerhalb der Frist von § 2 an-
nimmt, sind diese Unterlagen der MSG unver-
züglich zurückzusenden. 

11. Weitergabe einer beruflichen Äußerung 
der MSG 

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen der 
MSG (Vertragsmuster, Berichte, Gutachten und 
dgl.) an einen Dritten bedarf der textlichen Zu-
stimmung der MSG, soweit sich nicht bereits 
aus dem Auftragsinhalt die Einwilligung zur 
Weitergabe an einen bestimmten Dritten ergibt. 

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen 
der MSG zu Werbezwecken ist unzulässig.  

(3) Bei Verstoß gegen diese Pflichten ist die 
MSG zur fristlosen Kündigung aller noch nicht 
durchgeführten Aufträge des Auftraggebers be-
rechtigt. 

12. Gewährleistung  

(1) Gewährleistungsrechte des Bestellers set-
zen voraus, dass dieser seinen nach § 377 HGB 
geschuldeten Untersuchungs- und Rügeoblie-
genheiten ordnungsgemäß nachgekommen ist. 
Offensichtliche Mängel an der Kaufsache sind 
innerhalb von 7 Tagen nach Empfang der Ware 
schriftlich zu melden, verborgene Mängel müs-
sen 7 Tage nach deren Entdeckung geltend ge-
macht werden. Offen zu Tage tretende Beschä-
digungen der Ware, die schon bei Empfang er-
sichtlich sind, sind gegenüber dem Spediteur 
oder Frachtführer unverzüglich zu beanstan-
den. 

(2) Soweit ein Mangel der Leistung vorliegt, darf 
die MSG zunächst nach ihrer Wahl nachbes-
sern oder nachliefern. Es ist der MSG stets Ge-
legenheit zur Nacherfüllung innerhalb ange-
messener Frist zu geben. Schlägt die Nacher-
füllung fehl, so ist der Auftraggeber berechtigt, 
nach seiner Wahl Rücktritt oder Minderung zu 
verlangen. Der Auftraggeber kann die Rückgän-
gigmachung des Vertrages nur verlangen, 
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wenn die erbrachte Leistung wegen des Fehl-
schlagens der Nachbesserung für ihn ohne In-
teresse ist. Soweit darüber hinaus Schadenser-
satzansprüche bestehen, gilt Nr. 10. 

(3) Mängelansprüche verjähren in 12 Monaten 
nach erfolgter Leistung der MSG.  

(4) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z. B. Schreib-
fehler, Rechenfehler und formelle Mängel, die in 
einer Äußerung (Bericht, Gutachten und dgl.) 
der MSG enthalten sind, können jederzeit von 
der MSG auch Dritten gegenüber berichtigt wer-
den. Unrichtigkeiten, die geeignet sind, in der 
Äußerung der MSG enthaltene Ergebnisse in 
Frage zu stellen, berechtigten diese, die Äuße-
rung auch Dritten gegenüber zurückzunehmen. 
In den vorgenannten Fällen ist der Auftraggeber 
von der MSG vorher zu hören. 

(5) Ein Anspruch wegen Mangel ist ausge-
schlossen für unternehmerische Risiken, etwa 
aus getroffenen oder unterlassenen Entschei-
dungen von Fragen unternehmerischen Ermes-
sens wie fehlerhafter Beurteilung der Marktsitu-
ation oder der Verkennung der Zweckmäßigkeit 
geschäftlicher Maßnahmen. 

(6) Mängelansprüche bestehen nicht bei nur un-
erheblicher Abweichung von der vereinbarten 
Beschaffenheit, bei nur unerheblicher Beein-
trächtigung der Brauchbarkeit, bei natürlicher 
Abnutzung oder Verschleiß wie bei Schäden, 
die nach dem Gefahrübergang infolge fehler-
hafter oder nachlässiger Behandlung, übermä-
ßiger Beanspruchung, ungeeigneter Betriebs-
mittel, mangelhafter Bauarbeiten, ungeeigneten 
Baugrundes oder aufgrund besonderer äußerer 
Einflüsse entstehen, die nach dem Vertrag nicht 
vorausgesetzt sind. Werden vom Besteller oder 
Dritten unsachgemäß Instandsetzungsarbeiten 
oder Änderungen vorgenommen, so bestehen 
für diese und die daraus entstehenden Folgen 
ebenfalls keine Mängelansprüche.  

(7) Ansprüche des Bestellers wegen der zum 
Zweck der Nacherfüllung erforderlichen Auf-
wendungen, insbesondere Transport-, Wege-, 
Arbeits- und Materialkosten, sind ausgeschlos-
sen, soweit die Aufwendungen sich erhöhen, 
weil die von der MSG gelieferte Ware nachträg-
lich an einen anderen Ort als die Niederlassung 
des Bestellers verbracht worden ist, es sei 

denn, die Verbringung entspricht ihrem bestim-
mungsgemäßen Gebrauch.  

(8) Rückgriffsansprüche des Bestellers gegen 
die MSG bestehen nur insoweit, als der Bestel-
ler mit seinem Abnehmer keine über die gesetz-
lich zwingenden Mängelansprüche hinausge-
henden Vereinbarungen getroffen hat. Für den 
Umfang des Rückgriffsanspruches des Bestel-
lers gegen den Lieferer gilt ferner Absatz 7 ent-
sprechend. 

13. Haftung 

(1) Die Haftung für Schäden aus vertraglichen 
Pflichtverletzungen und Delikt der MSG und de-
ren Erfüllungsgehilfen beschränkt sich auf Vor-
satz und grobe Fahrlässigkeit. Die Haftung bei 
grober Fahrlässigkeit beschränkt sich auf den 
im Zeitpunkt des Vertragsschlusses vorausseh-
baren typischerweise entstehenden Schaden. 
Beruht der Schaden auf der Verletzung einer 
nicht wesentlichen Vertragspflicht (wesentliche 
Vertragspflicht ist, die Verpflichtung, deren Er-
füllung die ordnungsgemäße Durchführung des 
Vertrages erst ermöglicht und auf deren Einhal-
tung der Vertragspartner regelmäßig vertraut 
und vertrauen darf) durch die MSG oder durch 
einen ihrer Erfüllungsgehilfen ist eine Haftung 
auch für grobe Fahrlässigkeit ausgeschlossen.  

(2) Die Beschränkungen gelten nicht für Schä-
den aus der Verletzung des Lebens, des Kör-
pers oder der Gesundheit des Kunden. Insoweit 
haftet die MSG nach den gesetzlichen Bestim-
mungen. 

(3) Die MSG haftet nicht für unvorhersehbare 
Schäden aus der Unterbrechung betrieblicher 
Abläufe und aus entgangenem Gewinn. 

(4) Ein Schadensersatzanspruch kann nur in-
nerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Mona-
ten geltend gemacht werden, nachdem der An-
spruchsberechtigte von dem Schaden und von 
dem anspruchsbegründenden Ereignis Kennt-
nis erlangt hat, spätestens aber innerhalb von 
fünf Jahren nach dem anspruchsbegründenden 
Ereignis. Der Anspruch erlischt, wenn nicht in-
nerhalb einer Frist von sechs Monaten seit der 
textlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage 
erhoben wird und der Auftraggeber auf diese 
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Folge hingewiesen wurde. Das Recht, die Ein-
rede der Verjährung geltend zu machen, bleibt 
unberührt.  

Diese Ausschlussfristen gelten nicht für Ansprü-
che vorsätzlicher oder grob fahrlässiger Pflicht-
verletzung der MSG sowie aus Verletzungen 
des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit 

14. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleis-
tungen bei der Erarbeitung von Kalkulati-
onsgrundlagen wie z. B. Selbstkostenblät-
ter, Kosten- und Leistungsnachweise u. ä. 

(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, sowohl bei 
der Beratung zur Vorbereitung von Kalkulati-
onsunterlagen, wie z. B. Selbstkostenblättern 
und Kosten- und Leistungsnachweisen, bei Ein-
zelfragen als auch im Falle der Dauerberatung 
die erforderlichen Tatsachen insbesondere 
Zahlenangaben richtig und vollständig zu über-
mitteln. Dies gilt auch für vorgelegte Buchhal-
tungsunterlagen und Statistiken. Der Auftrag-
nehmer ist verpflichtet, den Auftraggeber auf 
die von ihm festgestellten Unrichtigkeiten hinzu-
weisen. 

(2) Der Beratungs- und Betreuungsauftrag zur 
Erstellung von Kalkulationsunterlagen, wie z. B. 
Selbstkostenblättern und Kosten- und Leis-
tungsnachweisen, umfasst nicht die zur Wah-
rung von Fristen erforderlichen Handlungen, es 
sei denn, der Auftragnehmer hat dies ausdrück-
lich im Auftrag übernommen. In diesem Falle 
hat der Auftraggeber alle für die Wahrung der 
Fristen wesentlichen Unterlagen so rechtzeitig 
vorzulegen, dass eine angemessene Bearbei-
tungszeit zur Verfügung steht. 

Ist für die Erstellung von Kalkulationsunterla-
gen, wie z. B. Selbstkostenblätter oder Kosten- 
und Leistungsnachweise, ein Pauschalhonorar 
vereinbart, so erhält die MSG für die Mitwirkung 
bei den Verhandlungen mit den Kostenträgern 
ein gesondertes Zeithonorar. 

Soweit die Erstellung von Kalkulationsunterla-
gen, wie z. B. Selbstkostenblätter und Kosten- 
und Leistungsnachweise, übernommen die 
wird, gehört dazu nicht die Überprüfung etwai-
ger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen 
sowie die Frage, ob alle in Betracht kommen-
den kalkulatorischen Tatbestände insbeson-

dere für die Kalkulationsperiode in Ansatz ge-
bracht worden sind. Eine Gewähr für die voll-
ständige Erfassung aller kalkulatorischen Not-
wendigkeiten zur Geltendmachung von kosten-
deckenden Entgelten wird nicht übernommen. 

15. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Da-
tenschutz 

(1) Die Vertragsparteien sind verpflichtet, über 
alle Tatsachen, die ihnen im Zusammenhang 
mit ihrer Tätigkeit bekannt werden, Stillschwei-
gen zu bewahren, es sei denn, dass der andere 
Vertragspartner sie von dieser Schweigepflicht 
entbindet. 

(2) Die Vertragspartner dürfen Berichte, Gut-
achten und sonstige schriftliche Äußerungen 
über die Ergebnisse ihrer Tätigkeit Dritten nur 
mit Einwilligung des Vertragspartners aushän-
digen. 

(3) Die Vertragspartner sind befugt, ihnen an-
vertraute personenbezogene Daten im Rahmen 
der Zweckbestimmung des Vertrages zu verar-
beiten oder durch Dritte verarbeiten zu lassen.  

(4) Den Vertragsparteien ist bekannt, dass die 
wechselseitige Kommunikation in wesentlichen 
Teilen auch in unverschlüsselter elektronischer 
Form (z.B. E-Mail) erfolgen wird. Sie verzichten 
auf das Geltendmachen von Ansprüchen, die 
darauf begründet sind, dass unberechtigte 
Dritte illegalen Zugriff auf elektronische Kom-
munikationsmedien ausüben und damit Kennt-
nisse von vorbenannten unverschlüsselt elekt-
ronisch übermittelten Daten erlangen, es sei 
denn, dieser Zugriff erfolgt unter grob fahrlässi-
ger oder vorsätzlicher Mitwirkung der Vertrags-
partner oder deren Erfüllungsgehilfen. 

16. Annahmeverzug und unterlassene Mit-
wirkung des Auftraggebers 

Kommt der Auftraggeber mit der Annahme der 
von der MSG angebotenen Leistung in Verzug 
oder unterlässt der Auftraggeber eine ihm oblie-
gende Mitwirkung, so ist die MSG nach Ablauf 
einer von ihr gesetzten Frist zur fristlosen Kün-
digung des Vertrages berechtigt. § 323 Abs.2 
BGB gilt entsprechend. Unberührt bleibt der An-
spruch der MSG auf Ersatz der ihr durch den 
Verzug oder die unterlassene Mitwirkung des 
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Auftraggebers entstandenen Mehraufwendun-
gen sowie des verursachten Schadens, und 
zwar auch dann, wenn die MSG von dem Kün-
digungsrecht keinen Gebrauch macht. 

17. Vergütung 

(1) Alle Preise verstehen sich, wenn in den Ein-
zelbestellungen nichts anderes vereinbart wird, 
in Euro zuzüglich einer Bearbeitungsgebühr 
von 5 % auf die Umsatzsumme und zuzüglich 
Umsatzsteuer. Die Kosten der Verpackung sind 
eingeschlossen.  

(2) Die in der Bestellungen ausgewiesene 
Preise sind verbindlich. Die Zahlung des Kauf-
preises hat ausschließlich auf das umseitig ge-
nannte Konto zu erfolgen. Der Abzug von 
Skonto ist nur bei schriftlicher besonderer Ver-
einbarung zulässig. 

(3) Sofern nichts anderes vereinbart wird, ist der 
Kaufpreis innerhalb von 10 Tagen nach Liefe-
rung zu zahlen. Verzugszinsen werden in Höhe 
von 9 % über dem jeweiligen Basiszinssatz p.a. 
berechnet. Die Geltendmachung eines höheren 
Verzugsschadens bleibt vorbehalten. 

(4) Sofern keine Festpreisabrede getroffen 
wurde, bleiben angemessene Preisänderungen 
wegen veränderter Lohn-, Material- und Ver-
triebskosten für Lieferungen, die 3 Monate oder 
später nach Vertragsabschluss erfolgen, vorbe-
halten. 

(5) Die MSG hat neben ihren Gebühren oder 
Honorarforderungen Anspruch auf Erstattung 
ihrer Auslagen. 

(6) Die MSG kann angemessene Vorschüsse 
auf Vergütung und Auslagenersatz verlangen 
und die Auslieferung ihrer Leistung von der vol-
len Befriedigung ihrer Ansprüche abhängig ma-
chen. Mehrere Auftraggeber haften als Gesamt-
schuldner. 

18. Aufrechnungsverbot, Zurückbehal-
tungsrecht 

(1) Gegenüber Ansprüchen der MSG kann der 
Auftraggeber nur mit unbestrittenen oder 
rechtskräftig festgestellten Forderungen auf-
rechnen. 

(2) Dem Auftraggeber steht ein Zurückbehal-
tungsrecht nur hinsichtlich solcher Leistungen 
zu, welche im Gegenseitigkeitsverhältnis ste-
hen, mit diesem Vertrag zusammenhängen so-
wie die unstreitig oder rechtskräftig festgestellt 
sind. 

19. Rechtswahl, Gerichtsstand, Schiedsge-
richtsklausel 

(1) Dieser Vertrag und die gesamten Rechtsbe-
ziehungen der Parteien unterliegen dem Recht 
der Bundesrepublik Deutschland. 

(2) Erfüllungsort und ausschließlicher Gerichts-
stand und für alle Streitigkeiten aus diesem Ver-
trag ist der Geschäftssitz der MSG, sofern sich 
aus der Auftragsbestätigung nichts anderes 
ergibt. Das Recht der MSG am Ort des Sitzes 
oder der Niederlassung des Auftraggebers zu 
klagen, bleibt unberührt.  

(3) Die MSG verpflichtet sich nicht, an Streitbei-
legungsverfahren vor einer Verbraucherschlich-
tungsstelle teilzunehmen.  

(4) Alle Vereinbarungen, die zwischen den Par-
teien zwecks Ausführung dieses Vertrages ge-
troffen werden, sind in diesem Vertrag schrift-
lich niedergelegt. 

 

 

Chemnitz, den 01.01.2017 


